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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a VG 2/06 BH 

 

 

 
.........................................., 
 
 

Klägerin und Antragstellerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................, 

 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Behörde für Soziales und Familie, 
Paul-Nevermann-Platz 5, 22765 Hamburg, 
 

Beklagte und Antragsgegnerin. 
 
 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Dezember 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,   den Richter   D a u   und die 

Richterin   K n i c k r e h m 

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 18. Oktober 2006 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt Joachim Krempin, Lüneburg, beizuordnen, 

wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) hat durch Urteil vom 18. Oktober 2006 

- im Ergebnis - die Auffassung der Beklagten und die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt, 

wonach die Klägerin wegen der Folgen eines durch Fremdeinwirkung verursachten Sturzes am 

9. Mai 1997 keinen Anspruch auf Versorgung nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) in 

entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes hat. Entschädi-

gungsansprüche seien nach § 2 Abs 1 Satz 1 OEG ausgeschlossen, weil die Klägerin den zum 

Sturz führenden Stoß des unbekannt gebliebenen Täters leichtfertig herausgefordert und damit 

ihre eigene Schädigung mitverursacht habe. Die Revision hat das LSG nicht zugelassen. 

 

Dagegen beabsichtigt die Klägerin, Beschwerde zum Bundessozialgericht (BSG) einzulegen. 

Für dieses Verfahren beantragt sie, ihr Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt 

Joachim Krempin, Lüneburg, beizuordnen. 

 

Dieser Antrag ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall. Es 

ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der 

Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsa-

men Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (2), oder wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffes nicht ersichtlich. 

 

Zunächst lässt sich nicht erkennen, dass eine Zulassung der Revision gegen das von der Klä-

gerin angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche 

Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechts-

frage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 11, 13). Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grund-

sätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 4) oder bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung 

haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. Zu den Versagungsgründen des § 2 Abs 1 Satz 1 

OEG besteht bereits eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG. 
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Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die hiernach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts zugrunde 

gelegten Rechtsansicht im Widerspruch steht. Davon kann hier nicht ausgegangen werden. Die 

Vorinstanz hat sich ersichtlich an der Rechtsprechung des BSG orientiert.  

 

Schließlich ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Sofern die Klägerin eine mangelnde Aufklärung des 

Sachverhalts oder eine fehlerhafte Beweiswürdigung des LSG rügen wollte, könnte sie damit 

keine Revisionszulassung erreichen. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Während Angriffe 

gegen die Beweiswürdigung des LSG iS von § 128 Abs 1 Satz 1 SGG damit von vornherein für 

die Begründung einer Nichtzulassungsbeschwerde ausscheiden, ist hier auch kein 

Beweisantrag ersichtlich, den das LSG unter Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht (§ 103 

SGG) übergangen haben könnte. 
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